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ABENTEUER UNTERNEHMENSFÜHRUNG
Vortrag von Steuerberater Ralf Hecht in Gengenbach zum 
Thema „Dauerhaft zahlungsfähig“

Editorial

Auf in die erste Runde des Jahres 2012: 
Nun liebe Mandantinnen, Mandanten 
und Interessierte, halten Sie die erste, 
druckfrische Kanzleizeitung des Jahres 
2012 der Huber, Hecht & Friedemann 
Steuerberatungsgesellschaft in den 
Händen.

Interessante und aktuelle Themen aus 
unserem täglichen Arbeitsbereich ste-
hen auf den folgenden Seiten auf dem 
Plan. Im Fachgebiet Steuern geht‘s die-
ses Mal um umsatzsteuerfreie Lieferun-
gen, Steuerersparnis durch Sanierung, 
steuerfreie Kindergartenzuschüsse und 
behinderungsbedingte Umbaukosten. 

In unserer Rubrik „Kanzlei intern“ er-
fahren Sie mehr über die erfolgreiche 
Auftaktveranstaltung zum Thema 
Abenteuer Unternehmensführung.

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim 
Lesen und freuen uns schon auf Ihre 
Wünsche und Anregungen für die 
nächste Ausgabe.

Ihre Huber, Hecht & Friedemann 
Steuerberatungsgesellschaft

Mehr als 100 Teilnehmer konn-
ten bei der Veranstaltung der 

Wirtschaftsregion Offenburg/Ortenau 
(WRO) auf dem Aliseo-Industriepark-
Areal in Gengenbach Tipps von Steuer-
berater Ralf Hecht, Management-Trainer 
Kurt Nagel, Innovationsberater Matthias 
Allgeyer und Managing Partner Jan Hell-
fritz zur Unternehmensführung mitneh-
men. 

Dauerhaft zahlungsfähig
Erfolg ist machbar und planbar. Das 
war die Kernaussage von Steuerbera-
ter Ralf Hecht. Voraussetzung hierfür 
ist die gegenwärtige Unternehmens-
situation klar zu erfassen und hieraus 
eine sorgfältige Planung und Kontrolle 
zu entwickeln. Im Mittelpunkt des Pro-
jektes „Dauerhaft zahlungsfähig“ steht 
die Erstellung einer Erfolgsplanung für 
das Unternehmen. Die systematische 
Besprechung und Kontrolle der Erfolgs-
planung führt zu Veränderungen im Un-
ternehmen und zum Erfolg. 

Unternehmens-Vital-Check
Management-Trainer Kurt  Nagel und 
Innovationsberater Matthias Allgeyer 
zeigten auf wie mit dem Unterneh-
mens-Vital-Check Unternehmen auf 
Herz und Nieren geprüft werden kön-
nen.

Balanced Scorecard
Die Balanced Scorecard ist die Manage-
ment-Methode, die das „ Führen mit 
Kennzahlen“ im Unternehmen ermög-
licht. Managing Partner Jan Hellfritz 
von der Firma Aliseo GmbH vermittelte 
eindrucksvoll, wie Visionen und strate-
gische Ziele in den betrieblichen Alltag 
übertragen werden können.

Nächste Veranstaltung
Die zweite Veranstaltung der Veranstal-
tungsreihe Abenteuer Unternehmens-
führung fi ndet am Dienstag, 17.07.2012 
bei der Firma Partner AG in Offenburg 
statt. Weitere Informationen hier-
zu fi nden Sie auf unserer Homepage 
www.huber-hecht-friedemann.de. 
Wir freuen uns auf Ihre Anmeldung.



Zum Jahreswechsel gab es Ände-
rungen bei den Buch- und Beleg-

nachweisen. Insbesondere die sog. 
Gelangensbestätigung für innerge-
meinschaftliche Lieferungen sorgt für 
viel Ärger bei den betroffenen Unter-
nehmen. Das BMF hatte zunächst mit 
einer Übergangsregelung bis Ende März 
reagiert. Aufgrund massiver Kritik an 
den neuen Nachweispflichten für inner-
gemeinschaftliche Lieferungen hat das 
BMF die Übergangsfrist jetzt bis zum 
01.01.2013 verlängert. Wir möchten Ih-
nen auf diesem Weg einen kleinen Über-
blick über die verschärften Nachweisre-
geln geben.

Ausfuhrlieferungen
Bei den Ausfuhrlieferungen wurden die 
Vorschriften an das seit dem 1.7.2009 
bestehende einheitliche elektronische 
Ausfuhrverfahren der Europäischen 
Gemeinschaft angepasst, insofern er-
geben sich hier keine grundlegenden 
Änderungen. Der Unternehmer muss 
den Ausfuhrnachweis für die steuerfreie 
Ausfuhrlieferung bei der Ausfuhran-
meldung im elektronischen Ausfuhr-
verfahren (ATLAS Verfahren) mit der 
durch die zuständige Ausfuhrzollstelle 
auf elektronischem Weg übermittelten 
Bestätigung (PDF-Dokument), dass der 
Gegenstand ausgeführt wurde, führen 
(Ausgangsvermerk). Einzige wichtige 
Änderungen betrifft Versendungsfälle 
mit einem CMR Frachtbrief als Versen-
dungsbeleg. Dieser CMR Frachtbrief  
muss vom Absender als Auftraggeber 
des Frachtführers unterzeichnet wer-
den. 

Innergemeinschaftliche 	
Lieferungen
Bei den innergemeinschaftlichen Lie-
ferungen haben sich massive Verän-
derungen bei dem Nachweis der Steu-
erbefreiung ergeben. Während bisher 
die belegmäßigen Nachweise für Be-
förderungs- und Versendungsfälle un-
terschiedlich waren, hat der Unterneh-
mer jetzt unabhängig von der Art des 
Transports den Nachweis für die inner-
gemeinschaftliche Lieferung einheitlich 
zu erbringen. Im Mittelpunkt des Nach-
weises steht die sog. Gelangensbestäti-
gung, die der Abnehmer dem leistenden 
Unternehmer erteilen muss. In der Ge-
langensbestätigung sind die folgenden 
Angaben zu machen:

•	�der Name und die Anschrift des Ab-
nehmers,

•	�die Menge des Gegenstands der Liefe-
rung und die handelsübliche Bezeich-
nung

•	�im Fall der Beförderung oder Versen-
dung durch den Unternehmer oder im 
Fall der Versendung durch den Abneh-
mer der Ort und Tag des Erhalts des Ge-
genstands im übrigen Gemeinschafts-
gebiet und im Fall der Beförderung des 
Gegenstands durch den Abnehmer der 
Ort und Tag des Endes der Beförderung 
des Gegenstands im übrigen Gemein-
schaftsgebiet,

•	�das Ausstellungsdatum der Bestätigung,
•	die Unterschrift des Abnehmers.

Spätestens für alle nach dem 01.01.2013 
ausgeführten innergemeinschaftlichen 
Lieferungen muss der liefernde Unter-
nehmer den Nachweis durch diese Ge-
langensbestätigung führen.

Besonderheiten in der 		
Fahrzeugbranche
Bei der Ausfuhrlieferung von Fahrzeu-
gen, die für den Straßenverkehr zuge-
lassen sind, muss der Ausfuhrbeleg auch 
die Fahrzeug-Identifikationsnummer 
enthalten. Der Ausfuhrnachweis muss 
in diesen Fällen zusätzlich mit einer 
Bescheinigung über die Zulassung, die 
Verzollung oder die Einfuhrbesteuerung 
des Fahrzeugs im Drittland geführt wer-
den. Diese Unterlagen müssen in einer 
amtlichen Übersetzung vorliegen, ledig-
lich bei Belegen in englischer Sprache 
kann auf eine amtliche Übersetzung 
verzichtet werden. Unerheblich ist da-
bei, ob die Fahrzeuge auf eigener Achse 
oder auf einem anderen Beförderungs-
mittel transportiert werden.

Neue Nachweise zu Ausfuhr- 								      
und innergemeinschaftlichen Lieferungen
Aufgrund des massiven Umsatzsteuerbetrugs bei steuerfreien Lieferungen, hat die Finanzver-
waltung die bisherigen Regelungen zum sog. Buch- und Belegnachweis insbesondere bei den 
innergemeinschaftlichen Lieferungen verschärft und aus den bisherigen Soll-Vorschriften nun 
Muss-Vorschriften gemacht.	

André Friedemann
Steuerberater
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Der am 30.06.2011 beschlossene 
Gesetzesentwurf sieht die steu-

erliche Förderung von energetischen 
Sanierungsaufwendungen sowohl für 
vermietete als auch für eigengenutzte 
Wohngebäude vor. Der Bundesrat hat 
jedoch am 08.07.2011 die Zustimmung 
aus Kostengründen abgelehnt.

Was ist geplant?
Der Entwurf eines Gesetzes zur steu-
erlichen Förderung von energetischen 
Sanierungsmaßnahmen an Wohnge-
bäuden sieht eine steuerliche Förderung 
von energetischen Sanierungsmaßnah-
men an Gebäuden vor. Die Förderung 
bezieht sich - wie die vergleichbaren För-
derprogramme durch die Bankengruppe 
der KfW - auf Wohngebäude. Gefördert 
werden Gebäude, die vor 1995 gebaut 
wurden. Die Förderung stellt auf das 
energetische Ergebnis der durchgeführ-
ten Baumaßnahmen ab und setzt vor-
aus, dass durch die jeweiligen Maßnah-
men der Energiebedarf des Gebäudes 
erheblich verringert wird. Dies ist durch 
die Bescheinigung eines Sachverständi-
gen nachzuweisen. Die Aufwendungen 
für die Maßnahmen werden im Falle ei-
ner Einkunftserzielung über zehn Jahre 
im Rahmen der jeweiligen Einkunftsart 
abgeschrieben (§ 7e EStG-E). Steuer-
pflichtige, die das Objekt selbst nutzen, 
können die Aufwendungen wie Sonder-
ausgaben in gleicher Weise geltend ma-
chen (§ 10k EStG-E). Als Alternative steht 
ein direkter Abzug von der Steuerschuld, 
wie er bereits bei den haushaltsnahen 
Dienstleistungen praktiziert wird, im 
Raum.

Woran scheiterts derzeit?
Der Bundesrat hatte die von der Bun-
desregierung auf den Weg gebrachte 

steuerliche Förderung für energeti-
sche Wohngebäudesanierungen am 
08.07.2011 zunächst gestoppt. Die Län-
der kritisierten u.a. die zu erwartenden 
Steuerausfälle der Länder. Diese solle der 
Bund ausgleichen. Des Weiteren regten 
die Länder u.a. eine progressionsunab-
hängige Förderung für selbstnutzende 
Wohneigentümer an. Nach dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung können 
die Aufwendungen progressionsabhän-
gig wie Sonderausgaben geltend ma-
chen (§ 10k EStG-E). Das Bundeskabinett 
hat am 26.10.2011 beschlossen, den Ver-
mittlungsausschuss anzurufen.

Wie geht es weiter?
Bisher sind sowohl der erste (22.11.2011) 
als auch der zweite (14.12.2011) Vermitt-
lungsausschuss ohne Ergebnis geblie-
ben. Der geplante dritte Termin wurde 
letztmals am 08.02.2012 vertagt. Mitte 
April 2012 kamen sich die Regierung 
und Opposition in diesem Punkt näher. 
Unionsfranktionsvize Michael Meister: 

„Wenn die SPD-geführten Länder die 
Gleichbehandlung großer und kleiner 
Einkommen wollen, werden wir die Ei-
nigung daran nicht scheitern lassen. Wir 
sind bereit, die steuerliche Abzugsfähig-
keit einer Investition auch von der Steu-
erschuld zu akzeptieren“.

Fazit
Ob das Gesetz wie geplant erscheint, 
steht derzeit in den Sternen. Sollten 
Sie also derzeit umfangreiche Sanie-
rungsarbeiten an Ihrem Wohngebäude 
planen, so kann es sich evtl. lohnen zu 
warten.

Steuerersparnis durch Sanierung?
 
Der vom Bundestag am 30.06.2011 beschlossene Gesetzesentwurf zur steuerlichen Förderung von 
energetischen Sanierungsmanahmen wartet weiterhin auf Zustimmung durch den Bundesrat.

Ralf Hecht
Diplom-Kaufmann 
Univ., Steuerberater
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Gesellschaftsvertrag
Bei der Gründung einer Kapitalgesell-
schaft (z.B. GmbH) ist ein schriftlicher 
Gesellschaftsvertrag zwingend vorge-
schrieben. Dieser bedarf einer notariellen 
Beurkundung. Der Gesellschaftsvertrag 
einer GmbH muss mindestens die Firma 
und den Sitz der Gesellschaft, den Ge-
genstand des Unternehmens, die Höhe 
des Stammkapitals und die Höhe der 
Stammeinlage jedes Gesellschaftsters 
enthalten. Bei Personengesellschaften 
(z.B. GbR, OHG) ist ein schriftlicher Ge-
sellschaftsvertrag nicht zwingend vorge-
schrieben. Hier gelten dann die gesetzli-
chen Vorschriften des BGB bzw. HGB. Es 
empfiehlt sich jedoch immer, einen Ge-
sellschaftsvertrag schriftlich zu erstellen 
um spätere Streitigkeiten oder Zweifels-
fragen auszuschließen. Insbesondere Ge-
winnverteilung, Geschäftsführung, Ende 
der Gesellschaft sollten geregelt werden.

Handelsregister
Die Kapitalgesellschaft entsteht erst 
duch die Eintragung in das Handelsre-
gister sog. konstitutive Eintragung = 
rechtsbegründend. Bei der GmbH spricht 
man in der Zeit zwischen dem notariell 
beurkundeten Gesellschaftsvertrag und 
der Eintragung in das Handelsregister 
von der Vor-GmbH oder GmbH i.G. (in 
Gründung). Die GbR als gängigste Per-
sonengesellschaft wird nicht in das Han-
delsregister eingetragen. Sollten die Ge-
sellschafter dies dennoch wünschen (z.B. 
Außenwirkung) wird die GbR in eine OHG 
(Offene Handelsgesellschaft) umgewan-
delt. Die OHG sowie die KG (Kommandit-
gesellschaft) müssen ins Handelsregister 
eingetragen werden. Die Eintragung hat 
hier jedoch nur deklaratorische Wirkung 
= rechtserklärend. 

Firma
Als Firma bezeichnet man den Namen der 
Gesellschaft unter der sie Ihre Geschäfte 
betreibt. Zur Führung einer Firma sind 
nur Kaufleute berechtigt. Eine GbR darf 
somit keine Firma führen, hier spricht 
man dann von der Geschäftsbezeich-
nung. Die Firma muss einen Rechtsform-
zusatz führen (z.B. Muster OHG, Muster 
KG, Muster GmbH). Die Firma  muss zur 
Kennzeichnung des Kaufmanns geeignet 
sein und Unterscheidungskraft besitzen. 
Die Firma darf keine Angaben enthal-
ten, die geeignet sind, irrezuführen. Vor 
Eintragung der Firma in das Handelsre-
gister bedarf es einer Unbedenklichkeits-
bescheinigung z.B. von der IHK über den 
gewünschten Fimennamen.

Gewerbeanmeldung und Co.
Die Formalien für Einzeilunternehmen, 
die wir in der letzten Ausgabe beschrie-
ben haben, gelten selbstverständlich 
auch für Personen- und Kapitalgesell-
schaften. Die Gesellschaften sind selbst-
verständlich auch bei der Gemeinde und 
dem Finanzamt anzumelden, die zustän-
dige Berufsgenossenschaft und in den 
meisten Fällen die IHK muss informiert 
werden. 

Welche Formalien sind bei der Geschäftsgründung  
zu beachten
In unserer letzten Ausgabe hatten wir Ihnen einen Überblick über die Formalien bei einer Ge-
schäftsgründung für Einzelunternehmen gegeben. Was Sie insbesondere bei Personen- oder 
Kapitalgesellschaften beachten müssen, erfahren Sie jetzt.

André Friedemann
Steuerberater
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Hintergrund der Reform
Der deutsche Restschuldbefreiungs-
zeitraum beträgt nach bisherigem In-
solvenzrecht 6 Jahre und dauert im 
europäischen Vergleich recht lange. 
Gescheiterten Privatpersonen und Un-
ternehmen soll ein rascherer Neustart 
ermöglicht werden. Bisher gab es Ten-
denzen, eine Entschuldung im Ausland, 
etwa in Großbritannien, zu suchen.

Verkürzung der Wartezeit auf 
Restschuldbefreiung
Der Gesetzesentwurf eröffnet Schuld-
nern die Möglichkeit, die Dauer des 
Restschuldbefreiungsverfahrens von 
derzeit 6 Jahren erheblich wie folgt zu 
verkürzen:

•	�Verkürzung der Wartezeit für die Rest-
schuldbefreiung auf 3 Jahre, wenn es 
dem Schuldner gelingt, innerhalb der 
ersten 3 Jahre des Verfahrens mindes-
tens 25 Prozent der Gläubigerforde-
rungen und der Verfahrenskosten zu 
begleichen.

•	�Eine Restschuldbefreiung soll zudem 
bereits nach 5 Jahren erlangbar sein, 
wenn zumindest die Verfahrenskosten in 
dieser Zeit aufgebracht werden können.

Ansonsten soll es bei der derzeitigen 
Dauer des Restschuldbefreiungsverfah-
rens von 6 Jahren bleiben.

Die Möglichkeit einer Verkürzung des 
Restschuldbefreiungsverfahrens soll al-
len natürlichen Personen offen stehen, 
das heißt, sie wird nicht auf bestimmte 
Personengruppen wie Existenzgründer 
oder Verbraucher beschränkt.

 

Kritische Anmerkung:
Die geplante Reform des Verbraucherin-
solvenzverfahrens soll das gesamte Ver-
fahren flexibler gestalten und schneller 
machen. Durchaus lobenswerte Absich-
ten. Die Reform sieht jedoch keinerlei 
Maßnahmen zur Verhinderung von 
Überschuldung und zum Erlernen „des 
Umgangs mit Geld“ vor. Denn immer 
jüngere Schuldner beantragen die Er-
öffnung eines Insolvenzverfahrens. Hier 
könnten sich Schuldner durch Teilnahme 
an Schulungs- und Trainingskursen eine 
Verkürzung der Wohlverhaltensperiode 
erarbeiten (wie bei den Punkten der Ver-
kehrssünderkartei bekannt).

Aus Sicht des Gläubigers ist der Geset-
zesentwurf stark verbraucherfreundlich 
und könnte die Zahlungsmoral wei-
ter verschlechtern. Und eine Tatsache 
bleibt: Der Restschuldbefreiung steht 
der Forderungsverlust beim Gläubiger 
gegenüber.

Bald schon in 3 Jahren schuldenfrei?
 
Die derzeitige Insolvenzrechtsreform sieht in der 2. Stufe insb. eine Kürzung des  
Restschuldbefreiungsverfahrens vor.

Willi S. Huber 
Diplom-Kaufman
Univ., Steuerberater, 
vereidigter Buch-
prüfer
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Abzugshöhe
Wie bei den normalen Krankheitskosten 
(Zahnarzt, Zuzahlungen) wird auch bei 
den Umbaukosten von den Gesamtauf-
wendungen die sogenannte zumutbare 
Eigenbelastung abgezogen. Die Höhe 
richtet sich nach dem Einkommen, dem 
Familienstand und der Anzahl der Kinder.

Bisherige Rechtsprechung
Bisher war ein behinderungsbedingter 
Umbau (z.B. Aufzug, barrierefreie Du-
sche , etc.) als außergewöhnliche Belas-
tung nur abzugsfähig, wenn der Gegen-
wert des Umbaus in den Hintergrund 
tritt. Das Finanzamt argumentierte 
mit einer Werterhöhung der Immobi-
lie durch die Umbaumaßnahmen. Und 
um dem Ganzen die Krone aufzusetzen, 
wurden die Kosten nur bei plötzlichem 
und unerwartetem Eintreten der Krank-
heit anerkannt. 

Einsehen des BFH
Im Februar 2011 hatte der Bundesfi-
nanzhof endlich ein Einsehen und hat 
entschieden, dass es für die Abzugsfä-
higkeit nicht darauf ankommt, dass die 
Behinderung plötzlich und unerwartet 

eintritt. Der Gegenwert des Umbaus 
tritt ebenfalls immer in den Hinter-
grund. Mehraufwendungen für die 
behindertengerechte Gestaltung sind 
immer zwangsläufig. Auch die Umbau-
kosten für einen unterhaltsbedürftigen 
behinderten Angehörigen (z.B. Kinder 
oder Eltern) sind als außergewöhnliche 
Belastungen anzuerkennen.

Miete oder Eigenheim
Es ist unbeachtlich ob die Umbaukosten 
an einem gemieteten Objekt oder am Ei-
genheim durchgeführt werden. Die Kos-
ten können im Rahmen eines Neubaus, 
bei der Modernisierung oder bei einem 
Umbau entstehen.

Behinderungsbedingte Umbaukosten
Nach neuester Rechtsprechung sind behinderungsbedingte Umbaukosten ohne weitere  
Hürden von der Steuer als außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig.

André Friedemann
Steuerberater
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Barzuschüsse
Auch Barzuschüsse, die der Arbeitge-
ber zu den Aufwendungen des Arbeit-
nehmers für einen Kindergartenplatz 
erbringt, sind steuer- und beitragsfrei. 
Für die Steuerbefreiung der Kindergar-
tenzuschüsse ist es unbeachtlich, ob der 
beim Arbeitgeber beschäftigte Elternteil 
die Unterbringungs- und Betreuungs-
aufwendungen selbst trägt. Eine Steu-
erbefreiung wird daher auch gewährt, 
wenn der nicht bei dem Arbeitgeber 
beschäftigte Elternteil die vom Arbeit-
geber erstatteten Aufwendungen tat-
sächlich getragen hat.

Höchsbetrag
Es können höchstens die tatsächlichen 
Aufwendungen des Arbeitnehmers 
steuerfrei gezahlt werden. Sind beide El-
ternteile beim Arbeitgeber beschäftigt, 
darf der Arbeitgeber den Höchstbetrag 
nur einmal steuerfrei zahlen. Eine be-
tragsmäßige Begrenzung der Steuer-
freiheit, z. B. bei Internatskosten, besteht 
nicht

Auswirkung beim Arbeitnehmer
Die steuerfreien Arbeitgeberleistungen 
mindern die in der Einkommensteuer-
erklärung wie Werbungskosten oder als 
Sonderausgaben abziehbaren Kinderbe-
treuungskosten.

Die kostenlose Betreuung der Kin-
der von Arbeitnehmern in einem 

Betriebskindergarten ist bereits seit 
jeher kein steuer- und beitragspflich-
tiger Arbeitslohn. Darüber hinaus gibt 
es eine generelle Steuerfreiheit für alle 
Leistungen des Arbeitgebers zur Unter-
bringung (einschließlich Unterkunft und 
Verpflegung) und Betreuung von nicht 
schulpflichtigen Kindern der Arbeitneh-
mer in Kindergärten oder vergleichba-
ren Einrichtungen (Kindertagesstätte, 
Tagesmütter etc.).

Voraussetzungen
Voraussetzung ist, dass die Arbeitge-
berleistung zusätzlich zu dem ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn erbracht wird. 
Wird der Kindergartenzuschuss auf den 
vereinbarten Arbeitslohn angerechnet 
oder durch Umwandlung des vereinbar-
ten Arbeitslohns gewährt, liegt keine 
zusätzliche Leistung vor, weil der verein-

barte Arbeitslohn unverändert bleibt. 
Eine Arbeitslohnumwandlung ist stets 
begünstigungsschädlich, unabhängig 
davon, ob laufender Arbeitslohn oder 
eine Einmalzahlung umgewandelt wird. 

Nicht schulpflichtige Kinder
Steuerfrei sind nur Leistungen für die 
Unterbringung und Betreuung von nicht 
schulpflichtigen Kindern. Im Übrigen 
stehen den nicht schulpflichtigen Kin-
dern schulpflichtige Kinder gleich, so-
lange sie mangels Schulreife vom Schul-
besuch zurückgestellt sind. Diese Kinder 
befinden sich beispielsweise zweimal 
im letzten Kindergartenjahr. Gebühren 
für den Besuch einer Vorschule oder 
Vorklasse gehören zu den begünstigten 
Betreuungsleistungen. In diesen Fällen 
findet lediglich eine spielerische Vorbe-
reitung auf die Grundschule statt, die 
pädagogisch und erzieherisch ausge-
richtet ist. 

Kindergartenzuschüsse
Eine Möglichkeit die Familie des Arbeitnehmers zu unterstützen, ist die Gewährung von steuer- 
und sozialversicherungsfreien Kindergartenzuschüssen

Alexandra Kasper 
Bilanzbuchhalterin
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Abenteuer Unternehmensführung – Jenseits vom Mittelmass
Das war das erste spannende Thema einer Veranstaltungsreihe, welche die  Steuerberatungs-
gesellschaft Huber, Hecht & Friedemann gemeinsam mit der WRO, Aliseo und poductpartners 
ins Leben gerufen hat.

Die zweite  Veranstaltung fi ndet am 
17. Juli 2011 in Offenburg bei der Firma 
Partner AG statt. Nähere Informationen  
fi nden Sie hierzu auf unserer Homepage 
www.huber-hecht-friedemann.de
Seien Sie dabei!

Wir freuen uns auf Ihre Anmeldung.

Impressionen von der ersten Veranstaltung „Abenteuer Unterneh-
mensführung“ am 08. Mai 2012 in Gengenbach

Mehr als 100 Teilnehmer aus Wirtschaft, 
Politik und Gesellschaft wollten sich die-
sen spannenden Abend nicht entgehen 
lassen.
Noch lange nach den interessanten 
Vorträgen wurden bei Snacks und dem 
ein oder anderen guten Gläschen Wein  
Kontakte geknüpft, diskutiert und Mei-
nungen ausgetauscht.

Abenteuer Unternehmensführung
Nächste Veranstaltung: 17. Juli 2012
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Erscheinungsweise:
3 x jährlich

Anmerkungen des Herausgebers
Die fachliche Information ist zumVer-
ständnis kurz gehalten und kann eine 
individuelle Beratung im Einzelfall 
nicht ersetzen.

Wir sind für Sie da!

Kanzlei intern
Veranstaltung


